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WISSENSCHAFT FUR DIE PRAXIS

Probleme langfristig wachsender 
Sitaatsaktivität
Güiinter Epping und Eugen Paul, Speyer

Die: Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer stellte ihre 43. Staatswissenschaftliche Fortbil- 
dumgstagung unter das Thema „Der Staatssektor in der sozialen Marktwirschaft“ *). Die dortigen Dis­
kussionen gaben den Anstoß zu diesem Beitrag, in dem die Autoren einige offene Fragen einer ein­
gehenderen Betrachtung unterziehen.

Der Reformeifer der letzten Jahre ist verflogen, 
der Staat lebt unter dem „Diktat der leeren 

Kassen“ . Dennoch wachsen die Staatsausgaben 
weiter, teils wegen der Folgekosten bereits be­
schlossener Maßnahmen, teils auch wegen einer 
sich anscheinend säkular verfestigenden Infla­
tionskomponente und schließlich noch — freilich 
vorübergehend — im Zuge der aktuellen Rezes­
sionsbekämpfung.
Diesem Wachstum stehen Steuermindereinnah­
men aufgrund der Steuerreform und der rezessi­
ven Konjunkturentwicklung gegenüber. Zur Dek- 
kung des daraus entstehenden Defizits werden 
im Jahre 1975 die Staatsschulden wahrscheinlich 
netto um 50 bis 60 Mrd. DM zunehmen müssen — 
eine Summe, die in der Geschichte der Bundes­
republik ohne Beispiel ist. Auch wenn diese Ver­
schuldung nur als temporär und von der konjunk­
turellen Situation her als gerechtfertigt angesehen 
werden mag, die daraus erwachsenden Zins- und 
Tilgungsbelastungen werden das Staatsbudget 
auf lange Sicht belasten.
Bei alledem sind die Ansprüche der verschiede­
nen gesellschaftlichen Gruppen an den Staat kei­
neswegs geringer geworden, nur die Lautstärke 
der Forderungen ist zur Zeit gedämpft. In diesem 
Zusammenhang richtet sich der Blick schnell auf 
die Staatsausgabenquote, den Anteil der Staats-
*) D ie  Referate, au f d ie  im  fo lg e n d e n  te ilw e is e  B ezug g e n o m ­
m e n  w ird ,  w erden  in  K ü rze  in  d e r S c h rifte n re ih e  d e r H o chschu le  
v e rö f fe n t lic h t .

Dr. rer. pol. Günter Epping, 31, ist Referent 
am Forschungsinstitut der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften in Speyer. Dr. 
rer. pol. Eugen Paul, 30, ist Assistent am 
Lehrstuhl für Wirtschaftliche Staatswissen­
schaften II der Hochschule für Verwaltungs­
wissenschaften Speyer.

ausgaben für Güter und Dienstleistungen am 
Bruttosozialprodukt. Was aber sagt die Entwick­
lung einer solchen Quote aus? Was heißt es, wenn 
z. B. diese Quote künftig noch um 3 -5 %  wachsen 
kann? ') Ist damit gleichzeitig ein Korridor für die 
Produktion von öffentlichen Gütern festgelegt? 
Und: läßt sich eine solche Steigerung der Staats­
ausgabenquote im Rahmen der marktwirtschaft­
lichen Ordnung überhaupt realisieren?

Aussagefähigkeit der Staatsausgabenquote

Fragen wir zuerst nach der Aussagefähigkeit sol­
cher Staatsausgabenquoten für die Versorgung 
mit öffentlichen Leistungen2). Die Größen „Staats­
ausgaben“ und „Bruttosozialprodukt“ , also Zähler 
und Nenner dieser Quote, sind der volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung entnommen. Mit 
dem Bruttosozialprodukt wird versucht, die 
Summe aller von einer Volkswirtschaft in einer 
Periode erzeugten Güter und Dienstleistungen zu 
beschreiben. Diese Güter werden teils von Priva­
ten, teils vom Staat erzeugt. Um die Einzelpro­
dukte addierbar zu machen, ist eine Bewertung in 
Geldeinheiten erforderlich. Für die privaten Güter 
ist dies relativ unproblematisch, werden sie doch 
über den Markt verteilt, so daß Marktpreise exi­
stieren, die — sieht man von allen Unvollkommen­
heiten des Marktmechanismus ab — zugleich die 
Wertschätzungen der Nachfrager widerspiegeln.

Bei den öffentlichen Gütern bleibt dieser Weg 
versperrt. Da öffentliche Güter vorwiegend unent­
geltlich abgegeben werden, also nicht über den 
Markt verteilt werden, kennen wir weder die vom 
Staat produzierten Güter- und Leistungsmengen, 
noch existieren Marktpreise zu ihrer Bewertung.
')  V g l. h ie rz u  K a rl-H e in z  R a a b  e , R e fe ra t ü b e r „P ro je k t io n e n  
e in e s  K o rr id o rs  tü r  de n  S ta a ts s e k to r“ .
5) V g l. h ie rz u  K o n ra d  L i 11 m a n n , R e fe ra t üb e r „S tru k tu r -  und 
W a ch s tu m sp ro b le m e  d e r  S ta a tsa u sg a b e n ".
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Wir wissen nicht einmal, ob überhaupt alle produ­
zierten öffentlichen Güter von den privaten 
Wirtschaftssubjekten aufgenommen werden. Die 
volkswirtschaftliche Gesamtrechnung hat eine auf 
den ersten Blick einfach erscheinende Lösung ge­
funden. Unterstellt man, daß der Staat volkswirt­
schaftliche Ressourcen nur deshalb beansprucht, 
um — ohne eigenes Gewinnstreben — die Be­
dürfnisse seiner Bürger nach staatlichen Leistun­
gen zu befriedigen, kann man zur Beschreibung 
des unbekannten staatlichen Outputs ersatzweise 
die zu seiner Produktion eingesetzten Güter und 
Faktorleistungen, also den staatlichen Input, ver­
wenden. Zwar haben auch diese häufig keine 
echten Marktpreise (z. B. beim Sold der Wehr­
pflichtigen), doch lassen sich immerhin deren Ge­
samtkosten in den Staatsausgaben für Güter und 
Dienstleistungen einigermaßen exakt erfassen.
Für unsere Fragestellung offenbart dieser Kunst­
griff jedoch rasch seine Tücken: Der „errechnete“ 
Korridor für den Staatssektor bestimmt jetzt näm­
lich lediglich, wieweit der Anteil der gesamten 
Güterproduktion, der nicht über den Markt ver­
teilt, sondern vom Staat beansprucht wird, unter 
bestimmten Annahmen3) höchstens wachsen 
kann. Welche Konsequenzen die Steigerung die­
ses Anteils — so sie überhaupt gelingt — für die 
Versorgung mit öffentlichen Gütern hat, läßt sich 
daraus nicht ablesen. Denn eine steigende Staats­
ausgabenquote kann anzeigen
□  eine im Vergleich zum Wachstum der Gesamt­
produktion überproportionale Steigerung der 
Menge und des Wertes des öffentlichen Güter­
angebots,
□  eine überproportionale Steigerung lediglich 
der Menge, nicht aber des Wertes der staatlichen 
Leistungen, wenn die zusätzliche Produktion vor 
allem solche Güter umfaßt, nach denen kaum Be­
dürfnisse bestehen und die deshalb nur geringen 
oder gar keinen Nutzen stiften,
□  weder eine überproportionale Steigerung der 
Menge noch des Wertes der öffentlichen Güter, 
sondern lediglich entsprechende Kostensteige­
rungen der öffentlichen Leistungserstellung (z. B. 
infolge geringerer Produktivitätssteigerungen).

Im ersten Fall führt die steigende Staatsausgaben­
quote zu einer relativ (im Vergleich zum Angebot 
privater Güter) besseren Versorgung mit öffent­
lichen Gütern: im zweiten und dritten Fall bleibt 
dieses relative Versorgungsniveau bestenfalls 
konstant, es kann sogar zurückgehen.
Die in der Vergangenheit zu beobachtende und 
trotz aller Stabilisierungsbemühungen wohl auch 
in Zukunft nicht vermeidbare Geldentwertung be­
schränkt noch zusätzlich die Aussagefähigkeit der 
Staatsausgabenquote. Steigende Güter- und Fak­
3) V g l. K. H. R a a b e , a. a. O.

torpreise erhöhen den Marktwert der privaten 
Produktion, aber auch die Staatsausgaben für Gü­
ter und Dienste. Ungewiß ist jedoch, wie sich da­
durch der — unbekannte — Wert des öffentlichen 
Güterangebots entwickelt. Selbst bei einer kon­
stanten Staatsausgabenquote bleibt das reale 
Verhältnis von öffentlicher und privater Güterpro­
duktion nur dann unverändert, wenn für den pri­
vaten und für den öffentlichen Sektor die gleichen 
Inflationsraten unterstellt werden können. Um 
diese Hypothese zu prüfen, müßte das private wie 
das öffentliche Güterangebot in Preis- und Men­
genkomponenten aufgespalten werden. Im priva­
ten Sektor mag das mit Einschränkungen (z.B. 
bei den Dienstleistungen von Rechtsanwälten 
oder Ärzten) gelingen, im öffentlichen Bereich 
aber muß der Versuch an der fehlenden Markt­
gängigkeit der öffentlichen Güter scheitern.

Wenig spricht jedoch für gleiche Inflationsraten: 
Bei in etwa gleichen Lohnerhöhungen im privaten 
und öffentlichen Sektor würde dies z. B. gleiche 
Produktivitätsfortschritte in beiden Bereichen im­
plizieren — eine Annahme, die nur wenig rea­
listisch erscheint. Sowohl die Zusammensetzung 
der öffentlichen Sachausgaben (z. B. hoher An­
teil der Bauinvestitionen) als auch erste Versuche, 
die öffentlichen Personalausgaben mit Hilfe ge­
schätzter Produktivitätszuwächse zu deflationie- 
ren4), lassen vermuten, daß die reale Staatsaus­
gabenquote im Inflationsprozeß hinter der mone­
tären Quote zurückbleibt.
Ein im Rahmen des geschätzten Korridors stei­
gender Staatsanteil — das bleibt als Ergebnis 
festzuhalten — kann also keineswegs als Beweis 
einer besseren relativen, ja nicht einmal einer ab­
solut besseren Versorgung mit öllentlichen Gü­
tern angesehen werden. Als Zielvorgabe für die 
staatliche Aufgabenplanung ist eine Staatsaus­
gabenquote daher ungeeignet.

Die mangelnde Aussagefähigkeit solcher aus der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung abgeleite­
ter Größen für das reale Versorgungsniveau hat 
denn auch zu der Forderung geführt, die Rech­
nung durch ein System sogenannter Sozialindika­
toren zu ergänzen. Mit solchen Sozialindikatoren 
soll versucht werden, das mengenmäßige Angebot 
an öffentlichen Gütern und die Qualitätsmerkmale 
dieses Angebots zu messen, unabhängig davon, 
ob und in welcher Höhe diese Güter über die 
Staatsausgaben in das Bruttosozialprodukt ein­
gehen. Für einzelne Bereiche staatlicher Tätigkeit 
lassen sich damit die Beziehungen zwischen 
Staatsausgaben und öffentlichen Leistungen em­
pirisch bestimmen. Eine Relation zwischen den 
Ausgaben für Güter und Dienste und der Gesamt­
produktion öffentlicher Güter ist daraus nicht ab­
zuleiten, da ein Gewichtungsschema, das die ver­
*) So K. L i l l m a n n ,  a.  a.  O.
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schiedenen öffentlichen Leistungen aggregierbar 
macht, für die Sozialindikatoren nicht — zumindest 
nicht wertfrei — angegeben werden kann.

Wohlfahrtssteigerung durch Effizienzerhöhung

Da die Statistik und darauf aufbauende Projektio­
nen die Frage nach dem Spielraum für ein höhe­
res Versorgungsniveau mit öffentlichen Leistun­
gen nicht beanworten können, bleibt nur die theo­
retische Analyse. Trotz vorgegebener Begrenzung 
des Wachstums der Staatsausgabenquote kann 
eine darüber hinausgehende Verbesserung der 
Versorgung mit öffentlichen Gütern möglich sein: 
Erstens führt bei gegebener Struktur des öffent­
lichen Angebots eine effizientere Leistungserstel­
lung auch mit vorgegebenem Ressourcenrahmen 
zu größeren Angebotsmengen. Zweitens ermög­
licht die Anpassung der öffentlichen Angebots­
struktur an die Bedürfnisse der Nachfrager auch 
ohne gesteigerte Effizienz der staatlichen Produk­
tion ein höheres Niveau der Bedürfnisbefriedi­
gung und damit eine gesellschaftliche Wohlfahrts­
steigerung. Für beide Möglichkeiten gibt es ge­
wichtige Argumente.
Wenden wir uns zuerst dem Prozeß der öffent­
lichen Leistungserstellung und damit dem Effi­
zienzproblem zu 5). Der Staat bedient sich zur 
Produktion seiner Leistungen der öffentlichen 
Verwaltung, also eines hierarchisch gegliederten 
Apparats mit hauptamtlichen Fachleuten (Büro­
kraten). Da der Output des Verwaltungsapparats 
-  die öffentlichen Güter — aber nicht über den 
Markt verkauft wird und deshalb nicht meßbar 
ist, läßt sich eine Kennziffer für die Effizienz der 
Leistungserstellung etwa in Form einer Output/ 
Input-Relation nicht ermitteln. Einen Sanktions­
mechanismus, der den ineffizienten Einsatz der 
verfügbaren Ressourcen bestraft, kann es des­
halb nicht geben. Auch die Kontrolle der Rech­
nungshöfe vermag diesen grundsätzlichen Mangel 
nicht auszugleichen. Infolge der fehlenden Output­
messung können sie nur einzelne Stufen des Pro­
zesses der Leistungserstellung prüfen, nicht aber 
die erstellte Leistung selbst beurteilen. Die Ver­
wendung von Nutzen-Kosten-Analysen steckt noch 
in den Anfängen.
In den dienst- und besoldungsrechtlichen Rege­
lungen sind denn auch kaum Ansätze zu finden, 
die Bewertung einzelner Tätigkeiten innerhalb 
der Verwaltung an deren Beitrag zur öffentlichen 
Leistungserstellung zu orientieren. Die Aktivität 
eines Ressorts oder einer Abteilung wird vielmehr 
anhand des Inputs beurteilt. Auch die Stellung des 
einzelnen Bediensteten innerhalb des bürokrati­
schen Apparats — sein persönlicher Nutzen mit­
hin -  hängt weitgehend von der Höhe des Bud-
5) Vgl. dazu René L. F r e y :  Ö ffe n t lic h e  A rm u t in  d e r  M a rk tw ir t­
schaft?, in : H a m b u rg e r Ja h rb u ch  fü r  W irts c h a fts -  und  G e s e ll­
schaftspo litik , 1974, S. 108.

gets ab, über das er verfügen kann. Betrachtet 
man — der ökonomischen Theorie der Politik fol­
gend — die Beamten als Nutzenmaximierer, so 
wird jeder Beamte und jede Abteilung danach 
streben, das verfügbare Budget in jedem Jahr 
möglichst stark zu erhöhen. Einen Zwang zu ra­
tionellem Wirtschaften beinhaltet dieses bürokra­
tische System nicht. Es kann sogar zur Ver­
schwendung anreizen, etwa wenn vor Abschluß 
des Haushaltsjahres verbliebene Mittel überstürzt 
ausgegeben werden, um eine Reduzierung des 
Budgets in den nächsten Jahren zu vermeiden6).

Diese Überlegungen legen den Schluß nahe, daß 
im Prozeß der öffentlichen Leistungserstellung 
noch erhebliche Produktivitätsreserven schlum­
mern. Um sie zu wecken, bedarf es neben einer 
stärkeren Orientierung des Dienst- und Besol­
dungsrechts am Leistungsprinzip vor allem eines 
Ausbaus des öffentlichen Rechnungssystems, um 
Aussagen über das staatliche Leistungsangebot 
zu ermöglichen7). In diesem Zusammenhang 
könnten Sozialindikatoren wertvolle Hilfsmittel 
sein.

Verbesserung der öffentlichen Angebotsstruktur

Schwieriger ist die Frage nach einer möglichen 
Verbesserung der öffentlichen Angebotsstruktur 
zu beurteilen. Die Antwort impliziert Werturteile. 
Weitgehend akzeptiert ist heute die Wertvorstel­
lung, daß auch die öffentlichen Güter der indivi­
duellen Bedürfnisbefriedigung dienen, über die 
der Einzelne grundsätzlich selbstverantwortlich 
und autonom entscheiden s o ll8). Statt durch Indi­
vidualentscheidung über den Markt wird ihre 
Produktion durch staatliche Entscheidung ge­
steuert, weil die einzelnen Individuen die techni­
schen Vorkehrungen zur Befriedigung bestimmter 
Bedürfnisse entweder gar nicht erstellen können, 
da sie ihre Möglichkeiten übersteigen, oder aber 
nicht erstellen wollen, da sie andere Individuen 
von deren unentgeltlicher Nutzung (externe Ef­
fekte) überhaupt nicht oder nur teilweise aus­
schließen können.
Für die Struktur des öffentlichen Güterangebots 
bedeutet dies zweierlei:
□  Die Vorstellung darüber, welche Güter via 
staatliche Entscheidung produziert werden sollen, 
verändert sich mit den individuellen Bedürfnissen 
und den technischen Möglichkeiten im Zeitablauf, 
und
□  die Grenze zwischen den privaten und den

Ä h n lic h  K a rl H e in r ic h  H a n s m e y e r :  N ic h tm a rk tw ir ts c h a ft­
lic h e  A llo k a tio n s m e c h a n is m e n  u n d  d ie  R o lle  p o lit is c h e r  und w ir t ­
s c h a ftlic h e r M acht, ¡n: M acht und  ö ko n o m isch e s  G ese tz, S c h rif­
te n  des  V e re in s  fü r  S o c ia lp o li t ik ,  N .F . B and  74 II, B e rlin  1973, 
S. 1302.
7) V g l. R. L. F r e y  , a. a. 0 . ,  S. 112.
8) V g l. G uy K i r s c h :  D ie  ö ffe n tlic h e n  G ü te r, in :  w is u , H. 10, 
1973, S. 479.
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öffentlichen Gütern ist auch zu einem gegebenen 
Zeitpunkt nicht eindeutig bestimmbar.

Letzteres trifft insbesondere die sogenannten me- 
ritorischen Güter (z. B. des Bildungs-, Gesund- 
heits- oder Freizeitbereichs), bei deren Produktion 
(etwa in einer Schule) zugleich ein privates Gut 
(Vermittlung individueller Fähigkeiten) und ein 
öffentliches Gut (Hebung des gesellschaftlichen 
Bildungsniveaus) erzeugt wird und deren unent­
geltliches Angebot durch den Staat gleichzeitig 
erhebliche Verteilungswirkungen (öffentliches Gut: 
Verteilungsgerechtigkeit) impliziert. Über die 
staatliche Produktion kann also nur politisch ent­
schieden werden.

Eine Analyse der politischen Entscheidungsme­
chanismen, die das Angebot an öffentlichen Gü­
tern steuern, läßt vermuten, daß durch Umstruktu­
rierung des Angebots auch bei unverändertem 
Ressourceneinsatz gesamtwirtschaftlich ein höhe­
res Bedürfnisbefriedigungsniveau erreichbar wäre.

Dafür jedenfalls sprechen folgende Argumente9):

□  Der politische Entscheidungsprozeß wird we­
sentlich durch öffentliche Artikulation von Bedürf­
nissen beeinflußt. Die Artikulationsfähigkeit einer 
an einem bestimmten öffentlichen Gut interessier­
ten Gruppe hängt aber weniger von der Zahl ihrer 
Mitglieder und der Intensität ihrer Bedürfnisse als 
vielmehr vom Organisationsgrad der Gruppe ab. 
Die Durchsetzung organisierter Gruppeninteres­
sen wird dadurch erleichtert, daß Höhe und Ver­
teilung der Kosten der angestrebten öffentlichen 
Aktivität (Finanzierungslasten, Opportunitäts­
kosten durch Verzicht auf die Produktion anderer 
öffentlicher Güter) für die Öffentlichkeit — wie 
zumeist auch für den politischen Entscheidungs­
träger selbst — kaum transparent sind. Das Be­
mühen um die Durchsetzung, eventuell in Zusam­
menarbeit mit anderen Interessengruppen („log 
rolling“ ), ist um so intensiver, je höher die Gruppe 
den Nutzen des Gutes im Vergleich zu dem für 
ihre Mitglieder erwarteten Kostenanteil einschätzt.

O  In einem föderativen Staat wie dem der Bun­
desrepublik Deutschland werden öffentliche Güter 
von verschiedenen Ebenen angeboten. Bei der 
gegebenen Finanzverfassung sind die unterge­
ordneten Gebietskörperschaften (Länder, Gemein­
den, Gemeindeverbände) bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben in hohem Maße auf Finanzierungsmittel 
der übergeordneten Gebietskörperschaften (Bund, 
Länder) angewiesen. Politische Verantwortung für 
die Mittelverwendung und die Opfer der Mittelauf- 
bringung fallen also auseinander. Die demokra­
tische Wahl kann ihre Rolle als Sanktionsmecha­
nismus für falsche politische Entscheidungen des­
halb nur unvollkommen erfüllen.
9) V g l. W o lfra m  E n g e l s ,  R e fe ra t „P r iv a te r  W o h ls ta n d  — ö ffe n t­
lich e  A rm u t? “

□  Das Auseinanderfallen der Aufgaben- und Mit­
telverteilung auf die Gebietskörperschaften hat zu 
einer Verlagerung der Entscheidungen auch über 
die Mittelverwendung auf die übergeordneten Ge­
bietskörperschaften geführt. Daraus resultieren 
einerseits sachverhaltsfernere, also weniger an 
den Bedürfnissen der Betroffenen orientierte Ent­
scheidungen, andererseits aber auch ein immer 
größerer Bedarf an generellen Regelungen und 
Richtlinien, deren Produktion und Ausführung 
immer mehr Ressourcen bindet.

□  Politische Entscheidungen werden durch den 
bürokratischen Apparat der öffentlichen Verwal­
tung vorbereitet und ausgeführt. Eine Behörden­
organisation ist aber nur in begrenztem Umfang 
in der Lage, auf die sich wandelnden individuellen 
Präferenzen und technischen Möglichkeiten zu re­
agieren. Das Streben der einzelnen Verwaltungs­
abteilungen nach Budgetmaximierung mit seiner 
Notwendigkeit zum Kompromiß trägt dazu ebenso 
bei wie der kreativitätshemmende Zwang zu Rou­
tineentscheidungen und Entscheidungen unter 
Zeitdruck, der — folgt man systemtheoretischen 
Analysen Luhmanns,0) — für das Verwaltungs­
handeln typisch ist.

Halten wir als weiteres Ergebnis fest: Ein Wachs­
tum des realen Anteils der vom Staat beanspruch­
ten Ressourcen braucht erst dann in Betracht ge­
zogen werden, wenn die Möglichkeiten einer bes­
seren Versorgung mit öffentlichen Gütern durch 
effizientere Produktion und veränderte Angebots­
struktur ausgeschöpft sind. Ob ein steigender 
Staatsanteil im Rahmen der marktwirtschaftlichen 
Ordnung überhaupt realisierbar ist, soll im folgen­
den untersucht werden.

Realisierbarkeit eines steigenden Staatsanteils

Wenn von einem steigenden Anteil der Staatsaus­
gaben für Güter und Dienstleistungen am Brutto­
sozialprodukt die Rede ist, dann wird häufig still­
schweigend unterstellt, daß die Staatseinnahmen 
ebenfalls überproportional wachsen müssen. 
Finanziert werden jedoch die Staatsausgaben ins­
gesamt, die zusätzlich noch die Transferausgaben, 
sonstige laufende Ausgaben, Vermögensübertra­
gungen und Ausgaben zur Erhöhung des Geld­
vermögens enthalten. Erst wenn die Summe die­
ser Ausgaben stärker wachsen soll als das Brutto­
sozialprodukt, verschärft sich das fiskalische Pro­
blem der Mittelaufbringung. In der Vergangenheit 
brachten selbst überproportional steigende Ge­
samtausgaben des Staates keine unüberwindli­
chen Deckungsschwierigkeiten, weil aufgrund der 
eingebauten Flexibilität des Steuersystems die 
Steuereinnahmen stärker stiegen als das Brutto-

'») V g l. N ik la s  L u h m a n n : P o lit is c h e  P la n u n g , A u lsä tze  zur 
S o z io lo g ie  von  P o lit ik  und  V e rw a ltu n g , O p la d e n  1971.
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Sozialprodukt"). Folgt man jedoch den Berech­
nungen des Ifo-Instituts, dann ist für die Zukunft 
mit einer stark sinkenden Aufkommenselastizität 
der Lohnsteuer zu rechnen, so daß die gesamten 
Steuereinnahmen nur wenig mehr als das nomi­
nelle Bruttosozialprodukt wachsen werden. Damit 
würde künftig eine steigende Gesamtausgaben­
quote des Staates nicht mehr automatisch finan­
ziert werden können. Diskretionäre Steuererhö­
hungen, höhere Staatsverschuldung, Anhebung 
von Gebühren und Entgelten oder eine Kombina­
tion der Maßnahmen wären damit unausweichlich.

Ein spezielles Finanzierungsproblem tritt unab­
hängig von der Entwicklung der Gesamtausgaben­
quote immer dann auf, wenn die reale Staatsaus­
gabenquote für Güter und Dienstleistungen stei­
gen soll. Denn eine solche Zunahme erfordert bei 
Vollbeschäftigung eine Freisetzung von Ressour­
cen, die ansonsten für die private Produktion zur 
Verfügung stehen würden.
Um diese Freisetzung bzw. Umlenkung von Res­
sourcen zu gewährleisten, muß die monetäre 
Nachfrage nach privaten Konsum- und Investitions­
gütern so beeinflußt werden, daß ihre Wachstums­
rate unter jener der gesamtwirtschaftlichen mone­
tären Nachfrage liegt. Bei einer realen Wachs­
tumsrate von x kann für das nominelle Angebot 
eine Wachstumsrate von (x +  y) '2) angesetzt wer­
den. Dabei entspricht y einer Steigerung des 
Preisniveaus für das Bruttosozialprodukt, die mit 
den Vorstellungen über Preisstabilität noch ver­
einbar ist, ohne die Vollbeschäftigung zu gefähr­
den. Zur Erhöhung der realen Staatsausgaben­
quote müssen jetzt die monetären Staatsausgaben 
für Güter und Dienstleistungen mit der Rate 
(x + y + z) steigen. In z ist zusätzlich berück­
sichtigt, daß die Inflationsrate für Staatsausgaben 
wahrscheinlich über der des gesamten Brutto­
sozialprodukts liegt. Daraus folgt, daß die private 
Nachfrage höchstens mit der Rate (x +  y — d) 
steigen darf, wenn gesamtwirtschaftlich kein Nach­
frageüberschuß entstehen soll, d entspricht z, 
wenn im Ausgangszeitpunkt Staatsausgabenquote 
und private Ausgabenquote identisch sind. So­
lange die reale Staatsausgabenquote erheblich 
unter 50% liegt, kann d auch deutlich niedriger 
sein als z.
Dies ist zunächst nur simple Arithmetik; dahinter 
aber steht das ökonomische Problem, daß es mit 
wachsendem Staatsanteil zunehmend schwieriger 
wird, die private Ausgabentätigkeit auf ein stabili­
tätsgerechtes Maß zurückzudrängen. Je höher 
nämlich die Staatsausgabenquote ist, um so mehr 
müssen die Privaten insgesamt relativ zurück-
n) Vgl. h ierzu F ritz  N e u m a r k ,  R e fe ra t ü b e r „D ie  F in a n z ie ­
rung wachsender S ta a tsa u sg a b e n “ .
’ 2) Mathematisch exakt b e trä g t d ie  W ach s tu m sra te  x  ; y  • (1 -f- x). 
Die geringe U n g e n a u ig ke it w ird  h ie r  w ie  im  fo lg e n d e n  aus V e r­
einfachungsgründen in  K au f gen o m m e n .

stecken — einzelne Gruppen vermutlich sogar ab­
solut —, wenn eine konstante Wachstumsrate der 
Staatsausgaben bei gegebenem realen Wachstum 
des Produktionspotentials realisiert werden soll. 
Wenn die Reduktion der privaten Ansprüche aber 
nicht gelingt, sind gleichzeitig die realen Aus­
gabenpläne des Staates gefährdet.

Problem der stabilitätspolitischen Absicherung

Demnach kommt es ganz entscheidend darauf an, 
die Ausgabenexpansion des Staates auf der Finan­
zierungsseite stabilitätspolitisch abzusichern: Die 
stabilitätsgerechte Finanzierung ist stets auch die­
jenige, die die Freisetzung der Ressourcen und 
damit eine steigende reale Staatsausgabenquote 
am ehesten gewährleistet. Falls die Preissteige­
rungen für öffentliche Ausgaben über dem gesamt­
wirtschaftlichen Durchschnitt liegen, genießt der 
Stabilitätsaspekt bei der Auswahl der Finanzie­
rungsreformen sogar dann Priorität, wenn die 
reale Staatsausgabenquote konstant bleiben soll. 
Auch für den Fall darf die effektive Nachfrage der 
Privaten nur um weniger steigen als die des Staa­
tes, d. h. der Expansionseffekt der Staatsausgaben 
muß kleiner sein als der Restriktionseffekt der 
Finanzierung. Hinter diesem Auswahlkriterium tre­
ten alle anderen Aspekte der Staatsausgaben­
finanzierung zurück ' 3). Das heißt selbstverständ­
lich nicht, daß solche Aspekte völlig außer Be­
tracht bleiben.
So spielt z. B. bei der Abwägung zwischen Steuer- 
und Kreditfinanzierung auch das fiskalische Argu­
ment eine nicht zu unterschätzende Rolle. Schul­
den ziehen Verpflichtungen nach sich, Tilgungs­
und Verzinsungsverpflichtungen. Und wenn die 
Verschuldungsquote langfristig zunimmt -  und 
das möglicherweise bei steigendem Zinssatz —, 
dann verengt sich dadurch langfristig der Spiel­
raum für sonstige Ausgaben des Staates, und 
zwar um so mehr, je stärker die Gesamtflexibilität 
des Steuersystems zu sinken droht.

Wenn eine höhere reale Staatsausgabenquote er­
reicht werden soll, stellt das Wachstumsziel bei 
der Beurteilung der Finanzierungsalternativen nur 
eine Nebenbedingung dar. Falls nämlich den 
staatlichen Ausgaben ein höherer Dringlichkeits­
wert und ein höherer gesellschaftlicher „Produk­
tivitätseffekt“ zuerkannt wird, dann sind Wachs­
tumseinbußen bei der privaten Produktion nichts 
anderes als Voraussetzung zur Erreichung des 
gesellschaftlichen Wohlstandsziels. Wenn aber auf­
grund der ausgewählten Finanzierungsalternative 
das reale Wachstum derart beeinträchtigt wird, 
daß das Vollbeschäftigungsziel gefährdet wird, 
dann ist damit nicht nur das Wohlstandsziel selbst 
in Frage gestellt, sondern auch die Realisierung
'3) V g l. h ie rzu  F. N e u m a r k  . a. a. O.
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der realen Ausgabenpläne des Staates. Dabei ist 
noch zu bedenken, daß die „zukunftswirksamen“ 
Staatsausgaben wegen ihrer langen Ausreifungs­
zeit allenfalls auf ferne Sicht ökonomisch wirk­
same Produktivitätseffekte zeitigen.

Bei welcher Finanzierung läßt sich nun eine stei­
gende reale Staatsausgabenquote am besten rea­
lisieren? Folgt man der monetaristischen Auffas­
sung, nach der die Geldmenge die Entwicklung 
der Gesamtnachfrage bestimmt, kommt es bei 
der Staatsausgabenfinanzierung — unter dem Ge­
sichtspunkt der Freisetzung von Ressourcen — 
lediglich darauf an, die von den Staatsausgaben 
ausgehenden monetären Expansionseffekte durch 
eine langfristig gegensteuernde Geldmengen­
politik zu neutralisieren. Das Problem einer sta­
bilitätsgerechten Finanzierung würde damit an 
Brisanz verlieren. Sollte man z. B. feststellen, daß 
eine Finanzierung über höhere Steuern die um­
laufende Geldmenge stärker verringert als eine 
alternative Anleihefinanzierung, dann hieße dies 
nur, daß im ersten Fall die Geldmengenpolitik 
weniger gegenhalten müßte — ein graduelles, 
kein prinzipielles Problem.
Andere Ziele treten bei der Auswahl der Finan­
zierungsalternativen in den Vordergrund. So 
könnte das Ziel der Vermögensverteilung zugun­
sten der Finanzierung über Staatsverschuldung 
sprechen. Finanziert man nämlich wachsende 
öffentliche Ausgaben über Steuern, steigt das 
Staatsvermögen auf Kosten jener Quote, die zwi­
schen den Privaten überhaupt noch aufgeteilt wer­
den kann u). Dagegen entsteht bei Schulden­
finanzierung im privaten Sektor zusätzliches Geld­
vermögen. Es wäre dann Sache des staatlichen 
Debt-Management, die Titel so zu plazieren, daß 
sich nicht nur das private Vermögen insgesamt 
erhöht, sondern auch die interpersonelle Vertei­
lung innerhalb des privaten Sektors verbessert.

Kontrolle der Geldmengenwirkungen

Solche weitergehenden Überlegungen stehen frei­
lich unter dem Vorbehalt, daß mögliche unter­
schiedliche Geldmengenwirkungen alternativer 
Formen der Staatsausgabenfinanzierung von der 
Geldpolitik tatsächlich kompensiert werden kön­
nen. Das setzt einmal voraus, daß die Geldpolitik 
zumindest langfristig in der Lage ist, die Geld­
menge insgesamt zu kontrollieren, und erfordert 
zweitens, daß die Umlaufgeschwindigkeit des Gel­
des konstant oder mindestens stabil ist, ihre Än­
derungen mithin prognostizierbar sind. Man müßte 
demnach vorher berechnen können, ob und in 
welchem Umfang durch die Staatsausgaben selbst 
und durch deren beabsichtigte Finanzierung sich
14) V g l. B ru n o  M o l i t o r :  ö f fe n t l ic h e  A rm u t — P r iv a te r  R e ich ­
tum , in : O RDO , Ja h rb u ch  fü r  d ie  O rd n u n g  von W ir ts c h a ft und 
G e se lls ch a ft, Bd. 24 (1973), S. 154 f.

die durchschnittlichen Kassenhaltungsgewohnhei­
ten ändern. Und selbst wenn beide Bedingungen 
erfüllt sind: Eine Gewähr für die Durchsetzung 
der gewünschten realen Staatsausgabenquote ist 
damit noch nicht gegeben.

Die Geldpolitik kann dann zwar die aktive Geld­
menge kontrollieren und damit die Wachstumsrate 
des nominalen Bruttosozialprodukts auf dem an­
gestrebten Niveau halten, sie kann jedoch nicht 
bestimmen, wie sich der finanzielle Spielraum auf 
Produktionswachstum und Beschäftigung einer­
seits (reale Komponente) und auf Erhöhungen des 
Preisniveaus andererseits (inflationäre Kompo­
nente) aufte ilt,5). Steigende staatliche Ansprüche 
an das Produktionspotential provozieren bei Voll­
beschäftigung zunächst einmal Preiserhöhungen 
für die vom Staat nachgefragten Güter und Dienst­
leistungen. Im ungünstigsten Fall tritt bei gegebe­
ner Struktur des Produktionspotentials die staat­
liche Mehrnachfrage an einer völlig anderen Stelle 
auf als der Entlastungseffekt aufgrund einer gleich 
hohen privaten Mindernachfrage. Wenn trotz der 
gesunkenen privaten Nachfrage die Preise für pri­
vate Konsum- und Investitionsgüter nicht zurück­
gehen (z. B. wegen Vermachtung der Märkte), 
entsteht gesamtwirtschaftlich Unterbeschäftigung 
bei steigendem Preisniveau, von dem zunächst 
hauptsächlich der Staat betroffen wird. Im Extrem­
fall sind zwar die nominalen, nicht aber die realen 
Staatsausgaben gestiegen.

Derartige Probleme einer Anpassung der Ange­
bots- an eine veränderte Nachfragestruktur treten 
vor allem kurzfristig auf und verschärfen sich mit 
steigendem Umlenkungsvolumen. Das heißt aber 
auch, daß sie langfristig relevant und brisant wer­
den, wenn eine gegebene Steigerung der realen 
Staatsausgabenquote diskontinuierlich und in 
großen Schüben angestrebt wird. Das impliziert 
zugleich, daß eine antizyklische Finanzpolitik die 
Realisierung einer steigenden realen Staatsaus­
gabenquote erheblich erschwert. Bei einer konti­
nuierlichen und allmählichen Steigerung der staat­
lichen Ansprüche kann die Realisierung gelingen. 
Ob die Finanzierung dieser Ausgabensteigerung 
durch Steuermehreinnahmen, durch Entgeltfinan­
zierung oder durch Staatsverschuldung erfolgt, ist 
dafür letztlich nicht maßgeblich, wenn die Geld­
politik die monetäre Expansion im Griff hat. Aller­
dings: dieses „wenn“ ist immer noch heiß um­
stritten.

Finanzierungsalternativen

Gelingt die Kontrolle der aktiven Geldmenge 
durch die Geldpolitik nicht, dann muß die Aus­
wahl der Finanzierungsalternativen in erster Linie
’ 5) V g l. J a h re sg u ta ch te n  1974 des S a ch ve rs tä n d ig e n ra te s  zur Be­
g u ta ch tu n g  d e r g e s a m tw irts c h a ftl ic h e n  E n tw ic k lu n g . Bundesrats­
d ru cksa ch e  781 74, B onn  1974, S. 158 ff.

322 WIRTSCHAFTSDIENST 1975/VI



WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

unter dem Aspekt der Freisetzung von Ressour­
cen erfolgen: Diejenige Finanzierungsalternative 
genießt den Vorzug, die bei gleichem Finanzie­
rungsvolumen die private Nachfrage am stärksten 
zurückdrängt.
Eine steigende Staatsverschuldung induziert bei 
gegebener privater Ersparnis und gegebenem 
Kreditangebot des Bankensektors tendenziell stei­
gende Zinsen. Dadurch verschlechtert sich die 
Ertrags-/Aufwandsrelation im Unternehmenssektor. 
Folglich wird primär die private Nachfrage nach 
Bauinvestitionen beeinträchtigt, die als besonders 
zinselastisch gilt. Die Höhe des Entzugseffektes 
hängt bei gegebener Zinselastizität vom Ausmaß 
der Zinssteigerungen ab.
Soweit die erste Wirkung. Darüber hinaus kann 
der Zinsanstieg bei den privaten Wirtschaftssub­
jekten folgende Gegenreaktion auslösen:
□  Möglich, wenngleich wenig wahrscheinlich, ist 
ein Anstieg der privaten Sparquote: eher kann es 
zu einer Umschichtung der privaten Geldanlagen 
hin zu höher verzinslichen Sparformen kommen. 
Sollte es aber gelingen, die private Sparquote

(etwa durch Einbettung der Staatsverschuldung in 
die Sparförderungspolitik) zu erhöhen, dann würde 
das auf der einen Seite Zinssenkungstendenzen 
auslösen — die zinselastische private Investitions­
nachfrage würde also weniger tangiert —, auf der 
anderen Seite würde der private Konsum zurück­
gehen. Damit wären jetzt die Investitionen im 
Konsumgüterbereich stärker betroffen: ein Vorteil 
aus wachstumspolitischer Sicht, wenn es zutrifft, 
daß der Produktivitätseffekt der zinselastischen 
Investitionen insgesamt über dem gesamtwirt­
schaftlichen Durchschnitt liegt.

□  Die privaten Investoren und Produzenten wer­
den sich gegen Kreditverknappung, Verluste aus 
steigenden Zinsen und sinkenden Konsumerlösen 
wehren. Sie werden versuchen, sich zusätzliche 
Finanzierungsmittel, sei es durch Rationierung der 
Kassenhaltung, durch Kreditaufnahme im Ausland 
oder durch Überwälzung der gestiegenen Kosten/ 
gesunkenen Erlöse auf die Preise zu verschaffen.

Q  Wesentlich erleichtert wird ihre Gegenwehr, 
wenn eine wirksame Geldmengenkontrolle fehlt. 
Bei elastischem Geldangebot wird der Zinsanstieg

Wieder lieferbar:

Hans Segelken

K A P I T Ä N S R E C H T
Zweite, erweiterte Auflage

Nachdem sich die erste Auflage in der Praxis bereits hervorragend be­
währt hat, bedarf es kaum noch einer weiteren Empfehlung für dieses 
Buch. Die auf den neuesten Stand (Oktober 1974) gebrachte und erheb­
lich erweiterte Auflage geht weit über den umfangreichen bisherigen 
Inhalt hinaus und behandelt unter anderem folgende neu hinzugekom­
menen Aspekte: Neuerungen durch das einschneidende Seerechtsände­
rungsgesetz von 1972, Neugestaltung der Schiffsbesetzungs- und Aus­
bildungsordnung, Mitbestimmung an Bord durch Bordvertretung und See­
betriebsrat, Reform des Seeamtsverfahrens, Einführung der persönlichen, 
aber beschränkbaren Reederhaftung sowie die entsprechende Beschränk- 
barkeit der Haftung von Kapitän, Besatzung und Seelotsen.

Großoktav, 768 Seiten, 1974, Preis Gin. DM 89,—

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  - H A M B U R G
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allzu leicht wieder Kompensiert: Die Freisetzung 
von Ressourcen mißlingt, die zusätzliche Staats­
nachfrage wirkt inflationär, den Überwälzungs­
möglichkeiten ist Tür und Tor geöffnet.

Eine höhere Besteuerung der Einkommen führt 
dagegen zu einer Verringerung des verfügbaren 
Einkommens der privaten Haushalte. Bei gegebe­
ner Konsumneigung sinkt die Konsumnachfrage. 
Fraglich ist allerdings, ob die Konsumneigung tat­
sächlich konstant bleibt. Möglicherweise wehren 
sich die Haushalte gegen eine Verringerung ihres 
Konsumstandards, indem sie weniger sparen. 
Dann steigt die private Konsumnachfrage wieder 
an und über die Akzeleratorwirkung auch die pri­
vate Investitionstätigkeit. Ferner können die Ge­
werkschaften versuchen, die höhere Steuerbela­
stung des Einkommens über höhere Lohnforde­
rungen auszugleichen. Die Überwälzungsgefahr 
ist also hier grundsätzlich ebenso gegeben wie 
bei der Kreditfinanzierung steigender Staatsaus­
gaben. Die Mehrwertsteuer ist sogar auf Voll­
überwälzung angelegt. Auch hier hängt es ent­
scheidend von der Entwicklung der Konsumquote 
ab, inwieweit eine Überforderung der Ressourcen 
eintritt.
Ob die Gefahr einer Überbeanspruchung bei einer 
Steuer- oder Schuldenfinanzierung größer, und — 
vor allem — wie groß gegebenenfalls der Unter­
schied ist, darüber kann man nach dem gegen­
wärtigen Wissensstand nur mehr oder minder 
plausible Vermutungen anstellen. Nach Meinung 
des Sachverständigenrates ist die Gefahr bei 
einer Steuerfinanzierung kleiner, und zwar wegen 
der größeren Streuung der Belastung und einer 
raschen Gewöhnung an die veränderte Situa­
tion u). Doch selbst wenn diese Feststellung rich­
tig ist: Ohne die Unterstützung einer effizienten 
Geldpolitik dürfte in keinem Falle eine stabilitäts­
gerechte Erhöhung der Staatsausgabenquote 
möglich sein. Ein größerer Freisetzungseffekt bei
’ 6) V g l. Ja h re sg u ta ch te n  1974, a. a. O ., S. 158 ff.

Steuerfinanzierung wird dann allenfalls eine rela­
tive Entlastung für die Geldpolitik bringen.

Wir haben bewußt die Frage ausgeklammert, ob 
überhaupt eine reale Staatsausgabenquote und 
damit — hoffentlich — eine bessere relative Ver­
sorgung mit öffentlichen Gütern angestrebt wer­
den soll. Seit Galbraith für die USA seine These 
vom Sozialen Ungleichgewicht formuliert hat17), 
ist auch in der Bundesrepublik die Diskussion 
darüber nicht verstummt.
Die Antwort darauf muß Gegenstand politischer 
Entscheidung sein. Solange es nicht gelungen ist, 
alle individuellen Nutzenvorstellungen über ma­
terielle und immaterielle öffentliche und private 
Güter und deren Verteilung zu einer sozialen 
Wohlfahrtsfunktion zu aggregieren — und dieser 
Weg ist angesichts der logischen Probleme wohl 
für immer versperrt —, entzieht sich die politische 
Entscheidung der wissenschaftlichen Beurtei­
lung ’8).
Überprüfbar ist lediglich, ob sie nach den Spiel­
regeln zustande gekommen ist, die in unserer 
Verfassung für den Prozeß der Verdichtung der 
individuellen Präferenzen zur politischen Entschei­
dung vereinbart sind. Die Kriterien dafür können 
hier nicht im einzelnen abgeleitet werden. Unab­
dingbare Voraussetzung scheint uns jedoch eine 
bessere Information der Bürger zu sein über Art 
und Umfang der öffentlichen Leistungen, aber 
auch — und das wird von den Vertretern der 
These von der öffentlichen Armut häufig über­
sehen — über die privaten Lasten, die dem An­
gebot an öffentlichen Gütern gegenüberstehen. 
Unter diesem Aspekt kommt dem Ausbau eines 
sozial gerechteren Gebührensystems, das wir bei 
der Diskussion der Finanzierungsalternativen ver­
nachlässigen mußten, besondere Bedeutung zu.
>7) Jo h n  K e nne th  G a l b r a i t h :  T he  A fflu e n t S o c ie ty , London 
1958.
,8) V g l. dazu  B e rt R ü r u p :  Ö ffe n t lic h e  A rm u t b e i privatem  
R e ich tu m ?  — D ie  fa ls c h e  F rage  —, in :  S te u e r und  W irtschaft. 
Jg . 50 (1973), S. 254 f.
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